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Bezirksregierung Detmold Detmold, den 03.06.2024 
Dezernat 33 
 Leopoldstraße 15 
 32756 Detmold 
Ländliche Entwicklung u. Bodenordnung Tel.: 05231 / 71 - 3302 
 
Beschleunigte Zusammenlegung 
Ösper-Friedewalde 
Az.: 33B-82402  H. 05  
________________________________________________________ 

 
 

B e s c h l u s s  
 
 
Die Bezirksregierung Detmold, Dezernat 33 hat als Flurbereinigungs-
behörde beschlossen: 
 
1. Für Teile der Stadt Petershagen und der Gemeinde Hille, Kreis 

Minden-Lübbecke, wird gemäß § 93 Abs. 2 des 
Flurbereinigungsgesetzes - FlurbG - in der Fassung vom 16.03.1976 
(BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 
(BGBl. I S. 2794) die 
 

Beschleunigte Zusammenlegung Ösper-Friedewalde 
 
angeordnet. 
 
Das Zusammenlegungsverfahren wird gemäß §§ 91 ff FlurbG durch-
geführt. Das Zusammenlegungsgebiet wird für die nachstehend 
aufgeführten Grundstücke festgestellt: 
 
Regierungsbezirk Detmold 
 
Kreis Minden-Lübbecke 
 
Stadt Petershagen 
 
Gemarkung Friedewalde 
 
Flur 5 Flurstücke 195, 215/194, 308, 311, 312, 313, 315, 316, 

317, 319, 320, 321, 322, 323, 325, 326, 327, 
329, 330, 359, 361 und 393 

Flur 6 Flurstücke 121, 122, 125, 133, 159, 160, 169/62, 170/62, 
172/158, 173, 173/76, 174, 175, 176, 177/60, 
177, 178, 179, 180, 181, 182, 183, 184, 185, 
186, 186/60, 187, 188, 189, 189/60, 190, 
190/60, 191, 191/60, 192, 193, 194, 195, 196, 
197, 198, 199, 200, 202, 202/60, 206/73, 
207/74 und 208/76 
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Gemarkung Holzhausen II 
 
Flur 4 Flurstücke 36, 38, 39, 40, 41, 119, 232, 246/122, 247/122, 

256, 278/27, 281/43, 305/197, 307/219, 
308/223, 309/225, 376, 377, 378, 379, 380, 381, 
382, 383, 384, 385, 386, 387, 388, 389, 390, 
391, 392, 393, 395, 396, 398, 400, 401, 402, 
403, 404, 405, 406, 407, 408, 409, 410, 411, 
412, 413, 414, 415, 416 und 417 

 
 

2. Das Zusammenlegungsgebiet ist auf der in der Anlage beigefügten 
Gebietskarte dargestellt und hat eine Größe von 
 

ca.  87 ha. 
 
 

3. Der Zusammenlegungsbeschluss mit Gebietskarte wird im Internet 
(www.petershagen.de) sowie in den Aushangkästen der Stadt 
Petershagen und der Gemeinde Hille öffentlich bekanntgemacht.  
 
 

4. Die Eigentümer der zum Zusammenlegungsgebiet gehörenden 
Grundstücke bilden die 
 

Teilnehmergemeinschaft des beschleunigten 
Zusammenlegungsverfahrens Ösper-Friedewalde 

 
mit dem Sitz in Petershagen. 
Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts (§ 16 FlurbG). 
 
 

5. Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur 
Beteiligung am Zusammenlegungsverfahren berechtigen, sind nach 
§ 14 Abs. 1 FlurbG innerhalb einer Frist von 3 Monaten nach erfolgter 
öffentlicher Bekanntmachung dieses Beschlusses bei der 
 

Bezirksregierung Detmold 
Dezernat 33 

Leopoldstraße 15 
32756 Detmold 

anzumelden. 
 
Zu diesen Rechten gehören z.B. nicht eingetragene dingliche Rechte 
an Grundstücken oder Rechte an solchen Rechten sowie 
persönliche Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung von 
Grundstücken berechtigen oder die Nutzung von Grundstücken 
beschränken.  
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Auf Verlangen der Bezirksregierung Detmold hat der Anmeldende 
sein Recht innerhalb einer von der Flurbereinigungsbehörde zu 
setzenden Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist 
besteht kein Anspruch auf Beteiligung. 
 
Werden Rechte erst nach Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet 
oder nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbehörde die 
bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gem. § 14 Abs. 2 
FlurbG gelten lassen. 
 
Der Inhaber eines der bezeichneten Rechte muss nach § 14 Abs. 3 
FlurbG die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen 
Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, 
dem gegenüber die Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes 
zuerst in Lauf gesetzt wird. 
 
 

6. Von der Bekanntgabe dieses Beschlusses an gelten die zeitweiligen 
Einschränkungen nach § 34 FlurbG, die bis zur Unanfechtbarkeit des 
Zusammenlegungsplanes wirksam sind. Dazu zählen alle 
Maßnahmen, die den Wert oder Nutzen der Grundstücke nachhaltig 
verändern. Diese Maßnahmen bedürfen der Zustimmung der 
Flurbereinigungsbehörde. Zuwiderhandlungen gegen die 
Anordnungen des § 34 FlurbG sind Ordnungswidrigkeiten, die mit 
einem Bußgeld geahndet werden können. 

 
 
 

G r ü n d e  
 
Die Voraussetzungen für die Anordnung der Zusammenlegung nach 
§§ 91 ff FlurbG zur Verbesserung der Produktions- und Arbeits-
bedingungen in der Landwirtschaft liegen vor. 
 
Die am Verfahren beteiligten Grundstückseigentümer sind über das 
Zusammenlegungsverfahren umfassend aufgeklärt worden. 
 
Zur Erreichung der Ziele der EU-Wasserrahmenrichtlinie plant der 
Wasserverband Weserniederung (WVW) an der Ösper im Bereich 
zwischen der Friedewalder Straße (L 764) und der Straße „Damm“ 
(K 12) mehrere Maßnahmen umzusetzen. Dazu gehören insbesondere 
eine Verbesserung des ökologischen Zustands und die Ausweisung 
von Uferrandstreifen. Die hierfür benötigten Flächen befinden sich 
derzeit vor allem in der landwirtschaftlichen Nutzung. Der 
Wasserverband Weserniederung hat das Verfahren beantragt, das sich 
auf dem Gebiet seiner Verbandsgemeinden Stadt Petershagen und 
Hille befindet. 
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Ziel des einzuleitenden beschleunigten Zusammenlegungsverfahrens 
ist daher die Auflösung von Nutzungskonflikten zwischen Land- und 
Wasserwirtschaft durch Bodenordnung. Insbesondere soll den 
Eigentümern von Flächen im Uferbereich geeignetes Tauschland zur 
Verfügung gestellt werden. Die Ersatzflächen sind entweder bereits im 
Vorfeld erworben worden oder sollen – soweit erforderlich – durch 
zusätzlichen Landerwerb im Rahmen dieses Verfahrens beschafft 
werden. 
Das Verfahren strebt somit eine nachhaltige Entflechtung miteinander 
konkurrierender Ansprüche des Gewässerschutzes auf der einen und 
der Landwirtschaft auf der anderen Seite an. 
 
 
In den mit den betroffenen Grundstückseigentümern bereits geführten 
Vorgesprächen ergaben sich Neuordnungslösungen u. a. auch mit dem 
Ziel der Bereitstellung von Ersatzflächen zum Ausgleich für den 
Landverlust. 
 
Es besteht eine grundsätzliche Bereitschaft der Grundstücks-
eigentümer an dem Verfahren mitzuwirken und Flächen gegen einen 
Ausgleich in der Bodenordnung bereitzustellen. 
 
Das Verfahren bezweckt zudem durch den Austausch land-
wirtschaftlicher Flächen eine großzügige Zusammenlegung und die 
Neuordnung landwirtschaftlicher Besitzstände im Zusammenlegungs-
gebiet. 
 
Da kein Wegebau oder Plan nach § 41 FlurbG vorgesehen ist, wurde 
hier das beschleunigte Zusammenlegungsverfahren gewählt, um den 
Zweck der Bodenordnung zu erreichen. 
 
Die beschleunigte Zusammenlegung dient dem Interesse der 
Teilnehmer und ist somit privatnützig. 
 
Die landwirtschaftliche Berufsvertretung, die Stadt Petershagen, die 
Gemeinde Hille und der Kreis Minden-Lübbecke sind nach § 93 Abs. 2 
FlurbG zur Anordnung der beschleunigten Zusammenlegung gehört 
worden. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Beschluss können Sie innerhalb eines Monats nach der 
Bekanntgabe Widerspruch bei der Bezirksregierung Detmold erheben. Der 
Widerspruch ist schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift bei der  
 
 

Bezirksregierung Detmold, Dezernat 33, Leopoldstraße 15,  
32756 Detmold, 

 
zu erklären. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen bevollmächtigten 
Person versäumt werden sollte, so würde deren Verschulden Ihnen 
zugerechnet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 Im Auftrag 
 
 
 
 (S) gez. Plümer 
 (Plümer, LRVD) 


